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Frage des Tages
Sollen die Steuern in Basel-Stadt
gesenkt werden?

Der Stadtkanton schreibt seit 2005 
schwarze Zahlen. Bis 2021 soll es in
diesem Stil weitergehen. www.baz.ch

Das Ergebnis der Frage von gestern:
Muss Hans-Peter Wessels zu
seiner Mitschuld stehen?

ANZEIGE

Sozialkosten steigen unvermindert weiter
Basel bezahlte vor vier Jahren 582 Millionen Franken, für 2018 sind 697 Millionen Franken budgetiert

Von Mischa Hauswirth

Basel. Der Unterschied zwischen
Ausgaben und Einnahmen verflacht
zunehmend. Ein Aspekt des Budgets
zeigt das besonders deutlich: die Sozial-
ausgaben. Sie lagen 2016 bei 649 Mil-
lionen Franken, dürften 2017 bei
660 Millionen liegen und für 2018 bud-
getiert Finanzdirektorin Eva Herzog
(SP) zwölf Millionen mehr als ver-
gangenes Jahr und geht von knapp
700 Millionen aus. «Bei der Sozialhilfe 
mussten wir eine Budgetkorrektur
machen. Wir konnten im Sozialbereich 
die Budgets in den vergangenen Jahren
nicht einhalten, mussten jeweils eine 
Korrektur machen, weil wir zu optimis-
tisch waren in unserer Annahme», so 
Herzog. «Nun haben wir aber steigende
Fallzahlen.»

Ebenfalls seit Jahren am Steigen
sind die Unterstützungsleistungen für 
Menschen, die ihre Krankenkassen-
prämien gar nicht oder nur noch teil-
weise bezahlen können. «Die Prämien-
verbilligungen stiegen um zehn Millio-
nen Franken», erklärte Herzog gestern
bei der Präsentation des Budgets 2018.

Zuspitzung am Arbeitsmarkt
Die kontinuierliche Zunahme von

Sozialfällen, Ergänzungsleistungen und
Prämienverbilligungen drückt auf das 
Basler Portemonnaie. Und in den nächs-
ten Jahren dürfte es im gleichen Takt
weitergehen. Auf der Einnahmeseite 
hingegen ist wenig zu erwarten. Mit

2,7 Milliarden Fiskalertrag liegen die
erwarteten Einnahmen zwar leicht
höher als im laufenden Jahr, aber tiefer
als 2016.

Herzog geht dennoch davon aus, 
dass die Finanzlage im Kanton nächstes 
Jahr stabil bleibt. «Der Kanton hat gute 
Wirtschaftszahlen insgesamt, aber das 
gilt nicht für alle Leute», so die Finanz-

direktorin. «Wir sehen, dass es für 
bestimmte Leute zunehmend schwieri-
ger wird, sich in der Arbeitswelt zu inte-
grieren. Sie bleiben länger in der Sozial-
hilfe, was mit dem Arbeitsmarkt zu tun
hat.» Es brauche mehr Stellen für Men-
schen mit niedriger Qualifikation. Doch
es gibt immer weniger solche Stellen.
Auf die Diskrepanz zwischen Ein-

nahmen und Ausgaben auf den Sozial-
systemen angesprochen, sagt Herzog: 
«Wir sind ein wirtschaftlich starker 
Kanton, wir können uns das leisten und
wir müssen, denn es ist wichtig für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt.»

Die Verwaltung wächst
Bei den Privatpersonen rechnet das

Finanzdepartement mit Mehrein-
nahmen, weil die Bevölkerung wächst
und es beim Eigenmietwert, der Mehr-
wertabgabe oder der Plakatkonzession 
zu mehr Einnahmen kommt. Auch von 
den Unternehmen dürfte etwas mehr
Geld in die Staatskasse fliessen. Ins-
gesamt geht Herzog jedoch von stabilen 
Steuererträgen aus.

Der Kanton wird auch 2018 in allen
Departementen mehr Leute anstellen.
Alleine im Erziehungsdepartement
sind 50,8 neue Stellen geplant, 42
davon würden aber «kostenneutral»
erfolgen, so Herzog. Ein Grund seien 
die zusätzlichen Ferienwochen für Leh-
rer, um Überzeiten abzubauen respek-
tive zu kompensieren. Damit diese
Arbeitszeitreduktion aufgefangen wer-
den könne, brauche es zusätzliche Stel-
len, hiess es. Pikant: Obwohl die Stadt
bereits einen Stadtentwickler hat, stellt
das Bau- und Verkehrsdepartement
neu eine Person für die «Stadtent-
wicklung Basel-Nord» ein.

Für Herzog ist unklar, wie es mit den
Einnahmen weitergeht und wie sich die
Verpflichtungen entwickeln, die der
Kanton aufgrund seiner Finanzlage

wahrnehmen muss. Die Stichworte hier
sind Unternehmenssteuerreform sowie
Finanzausgleich.

Die Investitionen gehen zurück. 
Budgetiert sind 368 Millionen Franken,
54 Millionen weniger als 2017, als ein
Höchstwert erreicht wurde. Im kom-
menden Jahr werden grössere
Investitionen in die Sanierung der Klär-
anlage ARA Basel, der St. Jakobshalle,
von Schulhäusern, des Stadtcasinos, 
der Kaserne sowie der Erweiterung des
Gefängnisses Bässlergut anfallen.

Unterm Strich geht Herzog für 2018 
von einem Überschuss zwischen
130 und 156 Millionen aus. Von einer 
Steuersenkung will sie trotzdem nichts
wissen (vergleiche Interview). Mit dem
Geld soll der Selbstfinanzierungsgrad
erhöht werden, von 69 Prozent auf
82 Prozent. 

Mehr Fälle. Die Sozialhilfe bekommt auch mehr Mitarbeiter.  Foto Henry. Muchenberger

Kosten bereiten 
Sorgen
Bürgerliche für Politikwechsel

Von Mischa Hauswirth

Basel. Die SVP Basel-Stadt hat gestern 
als Erste reagiert, nachdem Finanz-
direktorin Eva Herzog (SP) das Budget
2018 vorgestellt hatte, und eine
Medienmitteilung verschickt. Doch im
Ansatz sind sich die bürgerlichen Par-
teien einig: Von der guten Finanzlage 
des Kantons soll nun auch der Mittel-
stand profitieren. «Es wäre an der Zeit,
dass der Überschuss an die zurück-
gegeben würde, die alles bezahlen», 
sagt etwa Balz Herter, Präsident der
CVP Basel-Stadt. «Für mich sieht es so
aus, als würde für eine untere Schicht
alles getan, für den Mittelstand aber
nichts. Es braucht deshalb jetzt 
unbedingt Steuersenkungen.»

Das sehen auch die anderen bürger-
lichen Parteien so. «Aufgrund der
anhaltenden Überschüsse gibt es kei-
nen vernünftigen Grund, länger damit
zuzuwarten», sagt etwa Luca Urgese,
Präsident der FDP Basel-Stadt.

Immer mehr Staatsangestellte
Kritisiert wird, dass vorsätzlich zu

konservativ budgetiert werde, um dann 
bei der Rechnung 2018 glänzen zu kön-
nen. «Was mir wirklich Sorgen bereitet, 
sind die ständig wachsenden Ausgaben 
bei der Sozialhilfe und den Kranken-
kassenverbilligungen. So kann und darf 
es nicht weitergehen», sagt Patricia von
Falkenstein, Präsidentin der LDP. Basel
müsse sich die Frage stellen, wie diese
Entwicklung in den Griff zu bekommen 
sei. Auch SVP-Präsident Lorenz Nägelin 
sieht Handlungsbedarf: Mit 697 Millio-
nen Franken seien die Sozialkosten ver-
anschlagt und somit über 100 Millionen
Franken höher als vor fünf Jahren. «Eine
Trend-Umkehr ist nicht erkennbar. Wir 
verlangen, dass der Regierungsrat ein 
Konzept vorstellt, welches eine Senkung
der Sozialkosten vorsieht.»

In Kritik steht weiter die wachsende
Schar von Staatsangestellten. «Bezeich-
nend ist, dass der Kanton weiterhin 
neue Stellen schafft und in jedem
Departement der Headcount ansteigt», 
so Nägelin. Auch wenn in gewissen
Bereichen der Personalbedarf aner-
kannt werden könne, seien viele neue 
Stellen nicht notwendig.

«Man kann nicht einfach die Ausgaben kürzen»
Finanzdirektorin Eva Herzog (SP) weist Forderungen der Bürgerlichen nach tieferen Steuern zurück

Von Christian Keller

BaZ: Die Sozialhilfekosten in Basel-
Stadt nehmen erneut zu. Wie beurteilen 
Sie diese Entwicklung?

Eva Herzog: Zuerst 
möchte ich fest-
halten, dass wir für 
2018 im Budget 
eine Korrektur vor-
genommen haben.
Die Rechnungen
der letzten Jahre 
haben gezeigt, dass 

wir jeweils zu optimistisch gerechnet 
hatten und die tatsächlichen Kosten
höher ausfielen. Um realistischer zu
budgetieren, gibt es deshalb für 2018
einen Sprung nach oben. Dies
bedeutet nicht, dass es nun immer so
weitergehen muss. Es ist aber
unbestritten eine Realität, dass wir in
Basel insgesamt zwar gute Wirt-
schaftszahlen vorweisen können, es
aber gleichzeitig immer mehr Men-
schen gibt, die von der Sozialhilfe 
abhängig sind.  Das hat mit den Ver-
änderungen auf dem Arbeitsmarkt zu
tun. Immer mehr Stellen für niedrig
qualifizierte Personen gehen verloren.

Kann sich der Kanton den ständigen
Kostenanstieg leisten?

Ja, dazu sind wir als wirtschafts-
starker Kanton in der Lage. Kommt
hinzu: Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Stadt Basel, die sich in
einer persönlichen Notsituation
befinden oder nicht in der Lage sind, 
für den Lebensunterhalt für sich oder
ihrer Familie aufzukommen, haben
einen gesetzlichen Anspruch auf
Sozialhilfe. Man kann also nicht ein-
fach die Ausgaben kürzen. Wir müs-
sen uns diese Sozialausgaben aber 
auch wegen des gesellschaftlichen
Zusammenhalts leisten. Angestellte,
die durch die Self-Scanning-Kassen
oder andere Hightech-Geräte ersetzt
werden, müssen eine Perspektive 

haben. In Basel versuchen wir die
Betroffenen mit verschiedenen Pro-
grammen wieder in den Arbeitsmarkt
zu integrieren und ihnen eine Tages-
struktur zu geben. Die Heraus-
forderungen, die sich im Zusammen-
hang mit der Digitalisierung und der
Wegrationalisierung von Arbeits-
plätzen stellen, bestehen jedoch nicht
nur lokal, sondern in der ganzen
industrialisierten Welt.

Auch die Zuschüsse für die Kranken-
kassenprämien fallen höher aus. Ewig
kann es so doch nicht weitergehen.

Da haben Sie schon recht. Also
schliessen wir hier und dort einige
Spitäler? Die steigenden Gesund-
heitskosten sind die Folge einer
Gesundheitsversorgung, wie sie 
offenbar mehrheitsfähig ist. Das
Streichen von Angeboten oder die
Kürzung von Tarifen war bis anhin 
politisch kaum möglich. Hinzu 
kommt die steigende Lebens-
erwartung. Mit der Spitalfusion und 
der gemeinsamen Regulierung des 
Gesundheitsraums beider Basel ver-
suchen wir im kleinen Raum eine
Gesamtsteuerung vorzunehmen, um
die Kosten zu dämpfen. Wir haben
immer betont: Es geht darum, den
Kostenanstieg zu dämpfen. Ver-
hindern können wir ihn damit nicht.

Basel-Stadt gehört zu den Geber-
kantonen. Mehr Steuersubstrat
bedeutet mehr Abgaben in den nationa-
len Finanzausgleich (NFA). Es gab des-
halb Kritik. Ist eine Lösung in Sicht?

Grundsätzlich ist es für die
Bevölkerung wohl immer noch bes-
ser, in einem Geberkanton als in
einem Nehmerkanton zu leben. Das
System ist aber tatsächlich in eine 
Schieflage geraten: So zahlen 2018 
Bund und Geberkantone 930 Millio-
nen Franken mehr in den NFA ein, als 
es das Gesetz verlangt. Die Nehmer-
kantone haben ihre Bereitschaft sig-
nalisiert, Abstriche zu machen, und 
die Kantone haben mit grossem Mehr
einen Kompromiss zur Optimierung
des NFA verabschiedet, die ab 2020 
wirksam würde. Ich bin zuversicht-
licher als auch schon.

Viel Diskussionen gibt es aktuell wegen
der BVB-Million. Haben Sie diese im
Budget 2018 eingeplant?

Das Geschäft ist derzeit in der Regie-
rung. Ich kann mich deshalb nicht
dazu äussern.

Die SVP fordert aufgrund der positiven
Zahlen Steuersenkungen und einen
stärkeren Schuldenabbau. Was sagen
Sie dazu?

Ich fände es falsch, jetzt einfach den
Überschuss zu verbrauchen und die
gute Ausgangslage zu verspielen.
Das ist zu kurzfristig gedacht: Wir 
haben ja nach wie vor keine Lösung, 
wie wir die Umwälzungen bei der
internationalen Besteuerung der

Unternehmen bewältigen, hier
kommen grosse Herausforderungen
auf den Kanton zu. Wir wollen mit
einer neuen Steuervorlage die
Besteuerung der internationalen
Unternehmen international kompa-
tibel machen. Damit sichern wir die
langfristige Basis des Standorts
Basel. Im selben Paket wollen wir
auch die Bevölkerung steuerlich 
entlasten. Und für dieses Paket
brauchen wir den finanziellen Spiel-
raum. Der Regierungsrat wird die
Vorlage 2018 präsentieren.

57% Ja
(1305)

43% Nein
(984)

«Ich fände es falsch,
jetzt einfach den 
Überschuss zu 
verbrauchen.»

ZAHLEN AUS DEM FINANZPLAN – 
WICHTIGSTE ECKDATEN

2017
in Mio.

2018 
in Mio.

Steuern natürliche
Personen 1834 1857
Steuern juristische
Personen 727 750
Andere direkte Steuern 160 162
Fiskalertrag gesamt 2721 2768
Personalaufwand 1229 1232
Nettoinvestitionen 421 368
Finanzergebnis 204 212
Gesamtergebnis 143 137
Selbstfinanzierungsgrad steigt von 68,7 Prozent 
2017 auf 82,4 Prozent 2018.
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